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AZ: 43-1711.4/3 Mi 
 
 
Immissionsschutzgesetze; 
Errichtung und Betrieb einer Anlage zur Lagerung von mehr als 3 Tonnen bis weniger als 30 Tonnen 
Flüssiggas (Anlage nach Nr. 9.1.1.2 des Anhangs 1 zur 4. BImSchV) auf dem Grundstück Fl. Nr. 241 der 
Gemarkung Rottersdorf, Gemeinde Stephansposching 
Antragsteller: Gartenbau Meier, Frau Claudia Meier, Otto-Denk-Straße 13, 94469 Deggendorf 
 
 
hier: standortbezogene Vorprüfung nach § 3c des Gesetzes über die Umweltverträglichkeits-

prüfung (UVPG) 
 
 
 

 

B E K A N N T M A C H U N G : 
 

 
 
 
Die Firma Gartenbau Meier, Frau Claudia Meier, hat am 10.04.2017 die Erteilung der immissionsschutz-
rechtlichen Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb einer vollständig erdgedeckten Flüssiggasbe-
hälteranlage mit einem Inhalt von 62 m³ und einem Füllgewicht von 28 Tonnen  (Anlage nach Nr. 9.1.1.2 
des Anhangs 1 zur 4. BImSchV) auf dem Grundstück Fl. Nr. 241 der Gemarkung Rottersdorf, Gemeinde 
Stephansposching, beim Landratsamt Deggendorf beantragt.  
Die Flüssiggasbehälteranlage dient der Versorgung einer Verbrauchsanlage, bestehend aus einem Heiz-
kessel mit 600 kW und einem Heizkessel mit 400 kW. 
 
Bei der beantragten Anlage handelt es sich um eine Anlage nach Nr. 9.1.1.3 der Anlage 1 zum UVPG, 
für die eine standortbezogene Vorprüfung nach § 3c UVPG vorgeschrieben ist. Im Zuge der Vorprüfung 
ist festzustellen, ob das Vorhaben unter Berücksichtigung der in Nr. 2 der Anlage 2 zum UVPG aufge-
führten Schutzkriterien erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann und deshalb die Ver-
pflichtung zur Durchführung einer förmlichen Umweltverträglichkeitsprüfung nach den Vorschriften des 
UVPG besteht. 
 
Die standortbezogene Vorprüfung hat ergeben, dass das Vorhaben keiner förmlichen Umweltverträglich-
keitsprüfung zu unterziehen ist, da keine erheblichen, nachteiligen Umweltauswirkungen aufgrund be-
sonderer örtlicher Gegebenheiten zu besorgen sind. 
 
Die Übereinstimmung des Vorhabens mit den materiellen Umweltrecht wird unbeschadet dessen im 
Rahmen des Genehmigungsverfahrens –ohne die zusätzlichen, im Wesentlichen verfahrensrechtlichen 
Anforderungen des UVPG- überprüft. 
 
 
Diese Feststellung wird hiermit gemäß § 3a Satz 2 Halbsatz 2 UVPG bekannt gegeben. Es wird darauf 
hingewiesen, dass diese Feststellung nicht selbständig anfechtbar ist. 
 
Die der Prüfung zugrunde gelegten Unterlagen und die Begründung der Feststellung können auf Antrag 
nach den Bestimmungen des Umweltinformationsgesetzes beim Landratsamt Deggendorf, Sachgebiet 
43, Herrenstraße 18, 94469 Deggendorf, eingesehen werden. 
 
 
 
Deggendorf, 19.06.2017 
Landratsamt Deggendorf 
 
 
gez. 
 
B i s c h o f f 
Oberregierungsrätin 
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10-941/1 
 

B e k a n n t m a c h u n g 
d e r 

Haushaltssatzung des Landkreises Deggendorf 
für das Haushaltsjahr 2017 

 
Aufgrund des Art. 57 ff der Landkreisordnung für den Freistaat Bayern (LKrO) hat der Kreistag des 
Landkreises Deggendorf folgende Haushaltssatzung erlassen, die hiermit gemäß Art. 59 Abs. 3 
LKrO amtlich bekanntgemacht wird: 

 
I. 

 
 

§ 1 
 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2017 wird hiermit festgesetzt; 
er schließt 
 

im Verwaltungshaushalt in den Einnahmen 
 und Ausgaben mit 105.645.200 € 
 
und im Vermögenshaushalt in den Einnahmen 
 und Ausgaben mit 25.181.600 € 

 
ab. 
 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 
wird auf 9.790.000 € festgesetzt. 
 
 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt wird auf 3.650.000 € 
festgesetzt. 

 
§ 4 

 
(1) Die Höhe des durch sonstige Einnahmen nicht gedeckten Bedarfs, der nach Art. 18 ff des Finanz-

ausgleichsgesetzes umzulegen ist, wird für das Haushaltsjahr 2017 auf 48.796.667 € (Umlagesoll) 
festgesetzt. 

 
(2) Die Kreisumlage wird in Hundertsätzen aus nachstehenden Steuerkraftzahlen und Schlüsselzu-

weisungen bemessen: 
 

Vom Bayerischen Landesamt für Statistik und Datenverarbeitung festgestellte endgültige Steuer-
kraftzahlen (Stand: 14.11.2016): 

 
der Grundsteuer A 1.126.962 € 
der Grundsteuer B 10.394.930 € 
der Gewerbesteuer 30.722.624 € 
des Gemeindeanteils an der Einkommensteuer 43.253.494 € 
der Umsatzsteuerbeteiligung 5.396.513 € 
 
die 80 %igen Schlüsselzuweisungen, auf die die  
kreisangehörigen Gemeinden im HJ 2016 Anspruch  
hatten, betragen: 17.542.514 € 
 
Umlagegrundlage (= Umlagekraft) 108.437.037 € 
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(3) Nach Art. 18 Abs. 3 des Finanzausgleichsgesetzes werden die Hebesätze für die Kreisumlage 

wie folgt festgesetzt: 
 

1. aus der Steuerkraftzahl der Grundsteuer 
1.1 für land- und forstwirtschaftliche Betriebe (A)   45 v. H. 
1.2 für die Grundstücke (B)     45 v. H. 
 
2. aus der Steuerkraftzahl der Gewerbesteuer   45 v. H. 
 
3. aus dem Gemeindeanteil an der Einkommensteuer  45 v. H. 
 
4. aus der Umsatzsteuerbeteiligung    45 v. H. 
 
5. aus den Schlüsselzuweisungen    45 v. H. 

 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushalts-
plan wird auf 7.000.000 € festgesetzt. 
 
 

§ 6 
 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2017 in Kraft. 
 
 
 

II. 
 
 
Die Regierung von Niederbayern als Rechtsaufsichtsbehörde hat mit Schreiben vom 
01.06.2017, AZ: 12-1512.271-19, die genehmigungspflichtigen Bestandteile der Haushaltssatzung 
2017, und zwar 
 
(1) den Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen im Vermögenshaushalt  

(§ 2 der Haushaltssatzung) mit 9.790.000 € 
 
(2) den Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen im 
 Vermögenshaushalt des Landkreises (§ 3 der Haushaltssatzung) mit 3.650.000 € 
 
genehmigt. 
 
 
 

III. 
 
 
Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen und der Haushaltsplan 2017 liegen gemäß Art. 59 Abs. 3 
LKrO im Landratsamt Deggendorf, Herrenstraße 18, Zi.-Nr. 137 (I. Stock) innerhalb der allgemeinen 
Dienststunden während des ganzen Jahres zur Einsicht auf. 
 
 
 
Deggendorf, 12.06.2017 
LANDRATSAMT 
 
gez. 
 
Roman Fischer 
stv. Landrat 

  



73 

 

Richtlinien  
des Landkreises Deggendorf  

für die Vollzeitpflege  
nach dem SGB VIII 

 
 

vom 20.06.2017 
 
 

1. Geltungsbereich 
 
Diese Richtlinien gelten für junge Menschen, für die Hilfe zur Erziehung nach den §§ 27, 33 
SGB VIII gewährt wird. Sie regeln den Unterhalt des jungen Menschen in 
 
- Vollzeitpflege (s. Abschnitt 2), 
- Vollzeitpflege in Form von Wochenpflege (s. Abschnitt 3),  
- Sonderpflege (s. Abschnitt 4). 

 
Bei der Fallgestaltung nach § 35a, § 41 und in Bereitschaftspflege nach den §§ 20, 42 und 
42a SGB VIII (s. Abschnitt 5) werden entsprechende Leistungen gewährt.  
 
Im Hinblick auf einen möglichen Zuständigkeitswechsel (z.B. Umzug oder § 86 Abs.6 SGB 
VIII) nimmt ein Jugendamt vor Belegung einer Pflegestelle im Gebiet einer anderen Gebiets-
körperschaft Kontakt mit dem örtlich zuständigen Jugendhilfeträger auf. Die dort geltenden 
Pflegepauschalen und sonstigen Leistungen sind anzuerkennen (§ 39 Abs. 4 S. 5 SGB VIII). 
 
 
 
2. Vollzeitpflege 
 
 
2.1 Beurteilung im Rahmen des Hilfeplans 
 
Vor Beginn einer Vollzeitpflege erfolgt im Rahmen einer sozialpädagogischen Diagnose eine 
Beurteilung des erzieherischen Bedarfs nach der individuellen Situation des jungen Men-
schen. Die Beurteilung ist Bestandteil des Hilfeplans.  
 
2.2 Leistungen zum Unterhalt 
 
§ 39 SGB VIII verpflichtet dazu, bei Vollzeitpflege nach § 33 den notwendigen Unterhalt des 
jungen Menschen außerhalb des Elternhauses sicherzustellen. Der Unterhalt umfasst den 
gesamten Lebensbedarf einschließlich der Kosten der Erziehung. Die laufenden Leistungen 
sind auf der Grundlage der tatsächlichen Kosten in angemessenem Umfang zu gewähren. 
Dem altersbedingten unterschiedlichen Unterhaltsbedarf von jungen Menschen wird durch 
die Staffelung der Beträge nach Altersgruppen unter analoger Anwendung des § 1612 a 
Abs. 1 BGB (bis zur Vollendung des 6. Lebensjahres – vom siebten bis zum vollendeten 12. 
Lebensjahr – ab dem 13. Lebensjahr) mit der monatlichen Pflegepauschale Rechnung ge-
tragen. 
 
Mit dem Gesetz zur Weiterentwicklung der Kinder- und Jugendhilfe (Kinder- und Jugendhil-
feweiterentwicklungsgesetz – KICK) wurde § 39 Abs. 4 SGB VIII dahingehend geändert, 
dass die laufenden Leistungen zur Vollzeitpflege auch die Erstattung nachgewiesener Auf-
wendungen für Beiträge zu einer Unfallversicherung sowie die hälftige Erstattung nachge-
wiesener Aufwendungen zu einer angemessenen Alterssicherung umfassen. 
 
  



74 

 

 
2.2.1 Unterhaltsbedarf 
 
Der Unterhaltsbedarf deckt den gesamten regelmäßig wiederkehrenden Lebensbedarf des 
jungen Menschen unter Berücksichtigung eines durchschnittlichen Anteils am Lebensstan-
dard der Pflegefamilie. Darin sind insbesondere der Aufwand für Unterkunft, Verpflegung, 
Ergänzung der Bekleidung und der Aufwand für sonstige Bedürfnisse des jungen Menschen 
(z.B. Verzehr außer Haus, Taschengeld, Friseur, Pflegemittel, Telefon, kleinere Reisen, Re-
paraturen, Vereinsbeiträge, Versicherungsbeiträge1, Kraftfahrzeugmitbenutzung) enthalten. 
Dem altersbedingten unterschiedlichen Unterhaltsbedarf von jungen Menschen wird durch 
die Staffelung der Beträge nach Altersgruppen unter analoger Anwendung des § 1612a 
Abs. 1 BGB Rechnung getragen. Die zweite Altersstufe entspricht 100% des Mindestunter-
halts. Dieser beläuft sich auf 393 €.2 
 
Für die Kindergeldanrechnung gilt § 1612 b Abs. 1 BGB, wobei die Erhöhung des Kinder-
gelds zum 1. Januar 2017 auf 192 € für das erste Kind bereits berücksichtigt wird: 
 
1. Altersstufe:   87 % von 393 € = 342 € abzgl. 96 € Kindergeldanteil = 246 € 
2. Altersstufe: 100 % von 393 € = 393 € abzgl. 96 € Kindergeldanteil = 297 € 
3. Altersstufe: 117 % von 393 € = 460 € abzgl. 96 € Kindergeldanteil = 364 € 
 
 
 
 
2.2.2 Kosten der Erziehung 
 
Der Erziehungsbeitrag soll den Pflegeeltern die geleistete Erziehung entgelten. Er ist kein 
Lohn im üblichen Sinne. Die Pflegeeltern können darüber frei verfügen.  
 
Der Erziehungsbeitrag wird auf 300 € pro Monat festgesetzt.  
 
2.3 Höhe der Pflegepauschale 3 
 
Die monatliche Pflegepauschale beträgt: 
 

Altersstufe Unterhaltsbedarf 
Erziehungs-

beitrag 
Pflegepau-

schale 

0 – vollendetes 6. Lebensjahr 246 € x 2 = 492 € 300 € 792 € 

7.- vollendetes 12. Lebensjahr 297 € x 2 = 594 € 300 € 894 € 

Ab 13. Lebensjahr  364 € x 2 = 728 € 300 € 1028 € 

 
 
2.3.1 Unfallversicherung 

                                                
1 Kosten einer Haftpflichtversicherung für die Pflegekinder sind vom Unterhaltsbedarf grds. 
abgedeckt. Das Jugendamt kann die Risiken einer Haftung durch Abschluss einer Sammel-
haftpflichtversicherung für Pflegekinder absichern. 
2 Ab dem 01.01.2016 richtet sich der Mindestunterhalt gemäß § 1612a Abs. 1 Satz 2 BGB unmittel-
bar nach dem steuerfrei zu stellenden sächlichen Existenzminimum des minderjährigen Kindes. 
Über die Höhe legt die Bundesregierung alle zwei Jahre einen Bericht vor. Der konkrete Betrag wird 
dann alle zwei Jahre durch Rechtsverordnung des BMJV festgelegt. 
3 Behandlung der Pflegepauschale im Steuerrecht: 
Bei der Pflegepauschale handelt es sich nicht um eine steuerpflichtige Einnahme aus einer  
„sonstigen selbständigen Tätigkeit“ im Sinne des § 18 Abs.1 Nr.3 Einkommensteuergesetz 
(EStG). Die Vergütung ist prinzipiell steuerfrei (§ 3 Nr. 11 EStG). Nicht darunter fallen aller-
dings Platzhaltekosten und Bereitschaftsgelder. Bei einer Betreuung von bis zu sechs Kin-
dern ist ohne weitere Prüfung davon auszugehen, dass die Pflege nicht erwerbsmäßig be-
trieben wird. (BMF, IV C 3 - S 2342/07/0001 – DOK 2007/0530302). 
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Die Leistungen zur Unfallversicherung4 werden unabhängig von der Zahl der betreuten Kin-
der nur einmalig, aber bei Pflegeeltern ggf. beiden Pflegepersonen gewährt. Wenn mehrere 
Jugendämter eine Pflegeperson belegen, dann leistet das Jugendamt, das zuerst belegt. 
Werden Unfallversicherungsbeiträge von einem Jugendamt erstattet, muss die Pflegeper-
son bzw. müssen die Pflegeeltern dies den anderen Jugendämtern anzeigen. Das Jugend-
amt kann die Pflegepersonen auch im Rahmen von Sammelversicherungen zur Unfallversi-
cherung anmelden. 
 
 
2.3.2 Alterssicherung  
 
Die Anrechnung von Kindererziehungszeiten für Pflegepersonen nach § 56 SGB VI bleiben 
bei der Erstattung von nachgewiesenen Aufwendungen zu einer angemessenen Alterssi-
cherung unberücksichtigt. Erstattet werden nachgewiesene Aufwendungen für eine Pflege-
person bis zu einer Höhe von maximal den hälftigen Mindestbeiträgen zur freiwilligen Ren-
tenversicherung pro Kind5. Bei Pflegeeltern müssen sich die Partner entscheiden, wem die 
Alterssicherung zugute kommt. Als Alterssicherung anerkannt werden die freiwillige Versi-
cherung in der gesetzlichen Rentenversicherung oder ein privater Altersvorsorgevertrag, bei 
dem das Altersvorsorgekapital frühestens ab dem vollendeten 60. Lebensjahr ausgezahlt 
wird.6 Der Beitrag wird nicht geleistet, wenn auf Grund der Beschäftigung als Pflegeperson 
Versicherungspflicht nach § 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI besteht. Wenn mehrere Jugendämter 
belegen, müssen Pflegeeltern dies gegenüber anderen Jugendämtern anzeigen. 
 
 
2.4 Wechsel der Altersstufen 
 
Erreicht der junge Mensch die nächsthöhere Altersstufe, ist die neue Pflegepauschale ab 
dem Ersten dieses Monats zu gewähren.  
 
 
2.5 Kostenbeitrag bei eigenem Einkommen des jungen Menschen 
 
Bezieht ein junger Mensch Einkommen aus einem Ausbildungs- oder Arbeitsverhältnis, hat 
er einen angemessenen Kostenbeitrag zu leisten im Sinne der §§ 92, 94 Abs.6 SGB VIII. 
Der Kostenbeitrag kann entweder durch direkte Zahlung an das Jugendamt oder durch Ver-
minderung der Pflegepauschale realisiert werden. Bewährt hat sich bisher in diesem Fall, im 
Rahmen des Hilfeplanverfahrens mit dem jungen Menschen über die zweckbestimmte Ver-
wendung seines Einkommens Vereinbarungen zu treffen. 
 
 
2.6 Anderweitiger Aufenthalt des Pflegekindes; Beendigung des Pflegeverhältnisses 
 

                                                
4 Eine gesetzliche Unfallversicherungspflicht bei der Berufsgenossenschaft  für Gesundheitsdienst 
und Wohlfahrtspflege  (BGW) besteht gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 9 SGB VII nur für Vollzeitpflegeeltern, 
die mehr als sechs Pflegekinder im Haushalt aufgenommen haben. Auch wenn keine gesetzliche 
Unfallversicherungspflicht besteht, soll sich der angemessene Zuschuss zur Unfallversicherung an 
der Prämienhöhe der BGW orientieren. Die Prämienhöhe 2014 lag pro Pflegeperson bei 153,30 € 
jährlich (entspricht 12,78 € monatlich) 
5 Der hälftige Mindestbeitrag für die freiwillige Rentenversicherung liegt derzeit bei 42,08 € (Stand 
für 2017) 
6 Da eine spätere Kapitalisierung einer privaten Altersvorsorge vor dem 60. Lebensjahr nicht ausge-
schlossen werden kann, muss auf das Ziel des Altersvorsorgevertrages zum Zeitpunkt der Aufnahme 
des Vollzeitpflegeverhältnisses abgestellt werden. Gleichwohl sollten  nur Versicherungsverträge an-
erkannt werden, für die zwischen dem Versicherungsnehmer und dem Versicherer ein Verwertungs-
ausschluss nach § 168 Abs. 3 VVG vereinbart wurde. 
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Bei einem anderweitigen Aufenthalt des Pflegekindes im Internat oder in einer anderen sta-
tionären Einrichtung (z.B. für Behinderte, Berufsbildungswerken), deren Kosten als Maß-
nahme des Jugendamtes von diesem oder von einem anderen Kostenträger geleistet wer-
den, wird die Pflegepauschale nach Nr. 2.3 angemessen gekürzt. 
 
Bei der Beendigung von Pflegeverhältnissen vor dem 15. eines Monats wird die halbe Pfle-
gepauschale, danach der volle Monatsbetrag belassen. 
 
 
2.7 Pflege durch Verwandte 
 
Wenn Hilfe zur Erziehung gewährt werden muss, werden die Pflegeverhältnisse bei Ver-
wandten nicht unterschiedlich behandelt, d.h. grundsätzlich wird die volle Pflegepauschale 
einschließlich Erziehungsbeitrag gewährt, insbesondere dann, wenn eine Beschäftigung we-
gen der Übernahme der Betreuung und Erziehung eines Enkelkindes aufgegeben wurde. 
An die Eignung von Großeltern sind dieselben strengen Anforderungen zu stellen. § 39 Abs. 
4 SGB VIII ermöglicht es unter gewissen Umständen, den Teil des monatlichen Pauschal-
betrages, der die Kosten für den Sachaufwand des Kindes oder Jugendlichen betrifft, ange-
messen zu kürzen. Eine solche Ermessensentscheidung stellt sich etwa, wenn Großeltern 
wirtschaftlich auf die Pflegepauschale nicht angewiesen sind.7 
 
 
2.8 Zusätzliche Leistungen 
 
 
2.8.1 Einzelentscheidungen 
 
Zusätzliche, über den Unterhaltsbedarf nach Nr. 2.2.1 hinausgehende Leistungen werden 
nach dem individuellen Bedarf im Einzelfall nach Maßgabe des Hilfeplans oder pauschaliert 
bewilligt.  
 
 
2.8.2 Empfehlungen für bestimmte Tatbestände 
 
Für die nachfolgenden Tatbestände werden die genannten Obergrenzen empfohlen:  
 
 

Art Voraussetzungen Höhe  
(PP = Pflegepauschale nach 
Nr.2.3) 

Erstausstattung für Grundbe-
darf bei Aufnahme eines Pfle-
gekindes (Kinderzimmer, Be-
kleidung, Auto-Kindersitz, ...) 

Nach Feststellung des Fach-
dienstes beim Amt für Jugend 
und Familie  

Bis zu 1,5 PP 

Mobiliar  Auf Antrag und nach Feststel-
lung des Fachdienstes beim 
Amt für Jugend und Familie 

Bis zu 1,0 PP 

Aufwendungen für Taufe, 
Erstkommunion, Konfirma-
tion, Firmung, (Bekleidung,  
Ausgestaltung des Festes) 

Auf Antrag Jeweils bis zu  
0,25 PP 

Weihnachtshilfe Ohne Antrag 0,07 PP 

                                                
7 Zur Abgrenzung von Sozialhilfe und Jugendhilfe vgl. Bayerische Empfehlungen zur Abgrenzung der 
Leistungen der Jugendhilfe von den Leistungen der Sozialhilfe für Pflegekinder INFO BLJA 27/1 vom 
21.01.1993; abgedruckt in: „Jugendhilferecht in Bayern“, Loseblattsammlung des Bayerischen Lan-
desjugendamtes. 
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Kindergartenbeitrag Bestätigung des Kindergar-
tenbesuchs durch Kindergar-
ten 

Bis zum Kindergartenbeitrag 
(einschl. Spielgeld) 

Kinderhortbeitrag Nach Feststellung des Fach-
dienstes beim Amt für Jugend 
und Familie i. R. des Hilfe-
planverfahrens nur bei beson-
derer pädagogischer Notwen-
digkeit 

Halber Hortbeitrag 

Zuschuss zur Einschulung Auf Antrag 150,00 € 

Zuschüsse für die Teilnahme 
an Ferienmaßnahmen Träger 
freier Jugendhilfe,  
Schullandheimaufenthalten, 
mehrtägigen Schul- 
ausflügen, Tagen der Orien-
tierung bzw. größere Urlaubs-
reisen mit der Pflegefamilie  

Auf Antrag Bis zu 0,33 PP jährlich 

Einmalige und laufende Kos-
ten für besondere pädagogi-
sche und therapeutische Hil-
fen (z. B. Nachhilfeunterricht 
bei Gefährdung des Klassen-
ziels) in angemessenen Um-
fang, soweit nicht vorrangige 
andere Ansprüche bestehen 

Nach Feststellung des Fach-
dienstes beim Amt für Jugend 
und Familie i. R. des Hilfe-
planverfahrens 

In angemessenem Umfang 
und in angemessener Höhe 

Zuschuss für den Erwerb ei-
ner Fahrerlaubnis, soweit 
diese Berufsvoraussetzung 
ist oder soweit Schule oder 
Ausbildungsstelle nicht mit öf-
fentlichen Verkehrsmitteln er-
reichbar sind 

Auf Antrag Bis zu 2,0 PP 

Ausstattung für Berufsanfän-
ger 

Auf Antrag und nach Bedarf  Bis zu 1,0 PP  

Brille Auf Antrag bei ärztlicher Ver-
ordnung (Ausnahme: Ersatz 
bei Verlust oder Zerstörung) 

Bis zu 50,00 € 

Aufwendungen für Bettwä-
sche, Windeln u. Bekleidung 
bei Einkoten und/oder Ein-
nässen 

Auf Antrag bei ärztlicher At-
testierung, soweit keine vor-
rangigen Leistungen z. B. 
nach SGB V gewährt werden 

Bis zu 50,00 € mtl. 

Hilfen zur Verselbständigung 
bei Beendigung des Pflege-

verhältnisses  

Auf Antrag Bis zu 1,5 PP 

Pflegeelternfortbildung Auf Antrag für Kursangebote 
des Fachdienstes beim Amt 

für Jugend und Familie 

Bis zu 250,00 € jährlich 

Erstattung der Fahrtkosten 
der leistungsunfähigen Eltern 
(wenn verstorben: der Groß-

eltern/ Geschwister, falls sozi-
alpädagogisch sinnvoll) bei 

Umgangskontakt 
(wenn lediglich Einkommen in 
Höhe des eigenen Bedarf er-

zielt wird – ALG II Niveau) 

Auf Antrag - einmal monatlich -   
 
- 0,35 € je gefahrenen km 

mit eigenem PKW (mit 
triftigen Grund) 

bzw.  
-  günstigste Fahrkarte 
mit öffentl. Verkehrsmittel 
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Anträge auf Übernahme von zusätzlichen Leistungen müssen rechtzeitig vor Beginn einer 
Maßnahme bzw. vor dem Kostenanfall bei der Wirtschaftlichen Jugendhilfe gestellt wer-
den. Die Beihilfen oder Zuschüsse werden grundsätzlich nach Vorlage der Quittungs- bzw. 
Zahlungsbelege geleistet.  
 
Die Gewährung steht im pflichtgemäßen Ermessen des Jugendamtes. Individuelle Ent-
scheidungen bei besonders gelagerten Ausnahmefällen werden durch diese Richtlinien 
nicht ausgeschlossen. 
 
 
2.9 Krankenhilfe  
 
Für die Krankenhilfe gilt § 40 SGB VIII. Schulmedizinisch nicht anerkannte Verfahren (wie 
z.B. Kosten von  Heilpraktikern, homöopathische Arzneimittel) werden nicht finanziert. 
 
 
3. Vollzeitpflege in der Form der Wochenpflege  
 
Die monatliche Pflegepauschale für junge Menschen in Wochenpflege orientiert sich an der 
Vollzeitpflege. Wegen der niedrigeren Aufwendungen für den Lebensunterhalt und die Er-
ziehung beträgt die Pflegepauschale bei 
 
- Wochenpflege mit 5 Tagen 85 v.H. und 

 
- Wochenpflege mit 6 Tagen 92,5 v.H. der Pflegepauschale nach Nr.2.3. 

 
Die zusätzlichen Leistungen nach § 39 Abs. 3 und 4 SGB VIII werden voll gewährt. 
 
Bei einem anderweitigen Aufenthalt des Pflegekindes gilt Nr.2.6 Abs.1 entsprechend. 
 
 
4. Sonderpflege 
 
 
4.1 Grundsätze 
 
Für besonders entwicklungsbeeinträchtigte junge Menschen und für junge Menschen mit 
erhöhtem Betreuungsaufwand wird der Erziehungsbeitrag nach Nr. 2.2.2 zeitlich begrenzt 
angemessen erhöht. Dafür kommen besonders qualifizierte, erfahrene und fortgebildete 
Pflegefamilien in Betracht. 
 
 
4.2 Beurteilungsmaßstäbe und Entscheidung 
 
Über die Erhöhung des Erziehungsbeitrags wird im Rahmen einer Fachkräfte-Konferenz 
entschieden. Ein Beispiel für ein Beurteilungssystem findet sich im Anhang. 
 
 
4.3   Besondere Anerkennung bei Wegfall der Sonderpflege 
 
Der finanzielle Zuschlag wegen des erzieherischen Mehraufwandes wird bezahlt, solange 
die Voraussetzungen hierfür vorliegen. Fallen die Voraussetzungen weg, kann den Pflege-
eltern eine einmalige zusätzliche erhöhte Pflegepauschale in der bisherigen Höhe als be-
sondere Anerkennung gewährt werden. 
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5. Bereitschaftspflege  
 
Bereitschaftspflegeeltern, die für die Betreuung und Versorgung von Kindern in Notsituatio-
nen nach § 20 SGB VIII sorgen, oder die vom Jugendamt nach § 42 SGB VIII in Obhut oder 
nach § 42a vorläufig in Obhut genommene Kinder und Jugendliche betreuen, erhalten eine 
angemessene Entschädigung für ihre Tätigkeit. Die Entschädigung beträgt grundsätzlich 
täglich 48 €. Ab dem elften Tag wird eine Entschädigung in entsprechender Anwendung der 
Nrn. 2.3 ff. dieser Richtlinie gewährt.  
 
Davon abweichend erhalten Bereitschaftspflegeeltern, wenn sie besonders qualifiziert oder 
erfahren sind und an Fortbildungsangeboten des Jugendamts teilnehmen, soweit vertraglich 
oder durch Beschluss des Jugendhilfeausschusses nicht anders geregelt, als Entschädi-
gung für Unterhalt und erhöhten Erziehungsaufwand pro Pflegekind 
 
- bei bis zu 10 Tagen täglich 26,6% des monatlichen Erziehungsbeitrags nach Nr. 2.2.2 

(derzeit 80 €), 
 
- bei 11 bis 60 Tagen täglich 17,4% des monatlichen Erziehungsbeitrags nach Nr. 2.2.2 

(derzeit 53 €).  
 
Mit der Entschädigung sind sämtliche Kosten der Bereitschaftspflege (Fahrtkosten, Ausstat-
tung, Windeln, usw.) abgegolten. 
 
Zusätzlich werden die Beträge zur gesetzlichen Unfallversicherung pro Bereitschaftspflege-
person jährlich übernommen (vgl. Nr. 2.3.1). 
 
 
6. Inkrafttreten 
 
Die Richtlinien gelten rückwirkend ab dem 01.01.2017. Die Richtlinien für die Vollzeitpflege 
nach dem SGB VIII vom 10.12.2015 treten zum 31.12.2016 außer Kraft. 
 
Deggendorf, den 20.06.2017 
 
gez. 
 
Christian Bernreiter 
L a n d r a t 
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Bewertungsbogen 
 

 

 

_________________________________________________________________ 

Name, Geburtsdatum, Fall-Nummer 
 
_________________________________________________________________ 

Pflegeeltern 
 
Vordiagnosen:  
 
 
 
 
Diagnosemonat:  

 

URSACHEN, STRESSOREN (VERGANGENHEIT): 

1. Risikoschwangerschaft, Früh-/Mangelgeburt  

2. Belastende traumatische Lebenserfahrungen  
(Misshandlungen, Tod, Unfall einer nahe stehenden Person o.a.) 

 

3. Autoritärer Zwang, Gewalt, Nötigung durch die Eltern  

4. Überforderung  
demütigende Kritik  
erlittene Ungerechtigkeiten  
Sündenbockzuweisung durch die Eltern  
Geschwisterproblematik 

 

5. Vernachlässigung  
Nichtversorgung  
Mangel an elterlicher Aufsicht und Steuerung 

 

6. Konflikte in der Familie 
Trennung/ Scheidung der Eltern 
neue Familienmitglieder 

 

7. Gehäufte Beziehungsabbrüche  

8. Psychische Störungen 
abweichendes Verhalten 
geistige und körperliche Behinderung in der Familie in gravierender 
Form 

 

9. Äußere Belastung der Familie 
(Finanzen, Isolation, Arbeitslosigkeit; Wohnsituation, Verfolgung 
usw.) 

 

10. Bereits erfolglos durchlaufene ambulante oder (teil-) stationäre Maß-
nahmen 
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AKTUELLE PROBLEMATIK:  

a) Körperbereich/Psychosomatik 

11. Allergie; Asthma; Schuppenflechte  
Anfälligkeit für infektiöse Erkrankungen  
Körperlich- organische Verletzungen 
Krankheiten 
Behinderung 

 

12. Einnässen  

13. Einkoten  

14. Kopfschmerzen 
Ein-/ Durchschlafstörungen 
Essstörungen (Unlust, Verweigerung, Gier, Erbrechen, Würgen) 
andere psychosomatische Störungen.  

 

b) Entwicklungsauffälligkeiten 

15. Entwicklungsverzögerungen,  
insbesondere Grob-/ Feinmotorik u.a., soweit nicht anderweitig auf-
geführt.  

 

16.  Sprache  
(Stottern, Poltern, Sprachverweigerung, Mangel im Sprachverständ-
nis, Wortschatz) 

 

17. Hyperaktivität  
(motorische Unruhe, Distanzlosigkeit, Aufmerksamkeitsstörungen,) 
oder Antriebsarmut 

 

18. Psychomotorische Symptomatik  
(Haare ausreißen, Kratzen, Knirschen, Lutschen, Nägelkauen, Stere-
otypien, Tics o. a.) 

 

c) Lern-/ Leistungsbereich 

19. Lese-/Rechtschreib-/Rechenschwäche,  Wahrnehmungsstörung  

20. Unterdurchschnittliche Intelligenz  

21. Probleme mit Lernverhalten/ Hausaufgaben (Konzentrationsschwie-
rigkeiten, Mangel an Ausdauer, Verspieltsein, Unselbständigkeit, Un-
terschlagen von Hausaufgaben o.a.) 

 

22. Schul- und Prüfungsängste 
Schulbesuchsverweigerung 
Schule/ Arbeit schwänzen 

 

23. Unsichere Schullaufbahn  
(Leistungsabfall, Klassenziel gefährdet/ nicht erreicht) 
Unsichere Lehrstellenfindung 
drohende Arbeitslosigkeit 

 

24. Probleme, Konflikte mit Mitschülern/ Kollegen, Lehrer/ Ausbilder, 
Clownereien, Prahlereien 

 

25. Lebenspraktische Defizite  
(Sauberkeit, Ordnung, Umgang mit Geld o.a.) 

 

d) Beziehungsprobleme/ Sozialverhalten 
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26. Dissoziale Verhaltensauffälligkeiten  
(Lügen, Betrügen, Diebstähle, Objekte von Strafanzeigen o.a.) 

 

27. Aggressivität  
(verbale, körperliche Gewalt, Beschädigung, Zerstörung von Sachen) 

 

28. Ängste  
(allgemeine Überängstlichkeit, spezifische Ängste, Phobien)  

 

29. Kontaktstörung, soziale Ängste  
(keine Beziehung aufbauen/ halten können, Scheu, Kontaktabwehr, 
sozialer Rückzug, Mutismus, Isolation, emotionale Distanz, Distanz-
losigkeit, Autismus) 

 

30. Probleme in der Freizeitgestaltung  
(Langeweile, Herumtreiben, sich nicht alleine beschäftigen können), 
Verwahrlosungstendenzen  

 

31. Depressive Verstimmungen 
Minderwertigkeits-/ Schuldgefühl 
Sinnproblematik 

 

32. Autoaggressivität 
Suizidgedanken/ -versuche 
selbstverletzendes Verhalten 

 

e) Sonstiges 

33. Sexuelle Verhaltensauffälligkeiten  

34. Konsum, Missbrauch 
Abhängigkeit von Alkohol, Drogen, Medikamenten 

 

35. Zwangsgedanken/ -handlungen 
stoffungebundene Süchte 

 

36. Weitere Symptome (Bitte benennen):  
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

BESONDERE BELASTUNG DER PFLEGEELTERN: 

37. Bei erschwerten Aufnahmevoraussetzungen  
(z.B. Vermittlung von Geschwistern, besonderes Alter, besondere 
Entwicklungsphase des Kindes/ Jugendlichen) 

 

38. Bei erschwertem Beziehungsaufbau  

39. Bei erhöhtem Therapiebedarf  

40. Bei erheblicher Behinderung des Kindes  

41.  Störungen des Pflegefamilienalltags durch die Herkunftsfamilie  
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42. Sonstiges 
 

 

 

 

Deggendorf, den ……………………… Deggendorf, den ……………………… 

 
 
 
 
 

 

Stempel und Unterschrift Fachkraft Stempel und Unterschrift Gruppenleitung 

 
Es können bis zu 3 Punkte je Tatbestand vergeben werden. 
 
Die Mindestpunktezahl, bis zu welcher kein Zuschlag anfällt, wird auf 35 Punkte 
festgelegt. 
Bei Überschreitung dieser Punktezahl wird ein Zuschlag nach dem Maß der Über-
schreitung berechnet. Dabei wird der Grenzwert als Maßstab für die Pflegepau-
schale zugrunde gelegt. Für die überschreitenden Punkte wird das prozentuale 
Maß der Überschreitung zur Rechengrundlage genommen. 
 
Beispiel: Bei der Punktezahl von 35 als Grenzwert bedeutet ein Punktestand von 
38 eine Überschreitung um 8,56 Prozent, die auf die nächste 10er- Stelle aufgerun-
det wird. Der Zuschlag ist damit 10 % der entsprechenden Pauschale für den Er-
ziehungsaufwand. Da dieser einfach gerechnet nur 30,00 € betragen würde und in-
sofern in keinem Verhältnis zu dem Mehr an Erziehungsleistung stehen würde, 
wird vorgeschlagen, vom Zweifachen des Erziehungsbeitrags auszugehen, sodass 
300,00 x 2 = 600,00 € die Berechnungsgrundlage wird. 10 % davon sind somit 
60,00 €. 
 
Berechnungsbeispiele: 

Punkte Überschreitung der  
Mindestpunktezahl in % 

Aufrundung auf 
volle 10 % 

Zuschlag 
Euro 

36 2,86 10 60,00 

49 40,00 40 240,00 

53 51,43 60 360,00 

64 82,86 90 540,00 

70 100,00 100 600,00 

77 120,00 120 720,00 
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Richtlinien 

des Landkreises Deggendorf 

für die Förderung von Kindern in 

Kindertagespflege 

 
vom 20.06.2017 

 
 

Gliederung: 
 
 

1. Geltungsbereich 

2. Gesetzliche Grundlagen der Fördervoraussetzungen 

3. Formen der Kindertagespflege 

4. Förderung von Großtagespflegestellen 

5. Tagespflege von behinderten oder von Behinderung bedrohten Kindern 

6. Gewährung der laufenden Geldleistung 

7. Weitere Leistungen 

8. Betreuungsfreie Zeiten 

9. Sicherstellung einer Ersatzbetreuung 

10. Kostenbeitrag 

11. Eignung, Qualifizierung und Fortbildung von Tagespflegepersonen 

12. Inkrafttreten 
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1. Geltungsbereich: 

 
Diese Richtlinien gelten für die Kindertagespflege auf der Grundlage folgender gesetzlicher 
Bestimmungen in der jeweils geltenden Fassung: 
 

 Sozialgesetzbuch VIII (SGB VIII) 

 Bayerisches Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz (BayKiBiG) 

 Ausführungsverordnung zum Bayerischen Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz 

(AVBayKiBiG) 

 Richtlinie zur Förderung der Qualitätssicherung und -entwicklung in Kindertagesein-

richtungen, zur Sicherstellung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf und zur Um-

setzung der Inklusion in Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege vom 

13.06.2014 

 
Des Weiteren wurden die Inhalte des Handbuchs Kindertagespflege des Bundesministeriums 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSJ) zugrunde gelegt. 
 
 

2. Gesetzliche Grundlagen der Fördervoraussetzungen: 

 
Als Regelform der über den örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe vermittelten und fi-
nanzierten Kindertagespflege gelten diejenigen Pflegeverhältnisse, in denen neben den Vo-
raussetzungen der §§ 23, 24 SGB VIII auch die Fördervoraussetzungen nach Art. 20 
BayKiBiG i.V.m. § 18 AVBayKiBiG vorliegen. In Ausnahmefällen kann Kindertagespflege nach 
dem SGB VIII bewilligt werden, ohne dass die Voraussetzungen des § 24 SGB VIII vorliegen. 
In diesem Falle steht die Gewährung einer laufenden Geldleistung sowie der Aufwendung 
nach § 23  Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 SGB VIII im Ermessen des Jugendamtes. Vom Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe vermittelte Kindertagespflege muss in jedem Fall geeignet im Sinne 
des § 23 Abs. 3 SGB VIII sein, da die Eignung Voraussetzung für die Gewährung der laufen-
den Geldleistung ist. 
 
 

3. Formen der Kindertagespflege: 

 
3.1. Im Haushalt der Tagespflegeperson: 
 
Betreuung von maximal 5 fremden, gleichzeitig anwesenden Kindern bzw. insgesamt max. 8 
Betreuungsverhältnisse durch eine Tagespflegeperson im eigenen Haushalt. Für die Tätigkeit 
ist eine Pflegeerlaubnis nach § 43 Abs. 1 SGB VIII erforderlich. 
 
3.2. Im Haushalt der Eltern: 
 
Das Kind wird ausschließlich im Haushalt der Eltern/eines Elternteils betreut. Dabei dürfen 
auch mehrere Kinder aus diesem Haushalt betreut werden. Eine Tagespflegeerlaubnis gem. 
§ 43 SGB VIII ist für diese Tätigkeit nicht erforderlich. Es handelt sich hierbei in der Regel um 
ein abhängiges Beschäftigungsverhältnis zwischen Eltern und Tagespflegeperson. In diesen 
Fällen kann die Zahlung der laufenden Geldleistungen gem. § 23 Abs. 2 SGB VIII (ohne Sach-
aufwandspauschale) an die Eltern im Wege eines öffentlich-rechtlichen Vertrages (etwa im 
Wege einer Abtretung) gem. §§ 53 ff SGB X zwischen Jugendamt, Tagespflegeperson und 
Eltern vereinbart werden. 
 
3.3. In anderen geeigneten Räumen: 
 
Betreuung von maximal 5 fremden, gleichzeitig anwesenden Kindern bzw. insgesamt max. 8 
Betreuungsverhältnisse in anderen Räumlichkeiten (außerhalb des Haushalts der Eltern/Ta-
gespflegeperson; z. B. Kindertageseinrichtungen). Für die Tätigkeit bedarf es ebenso einer 
Pflegeerlaubnis nach § 43 SGB Abs. 1 SGB VIII. 
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3.4. Großtagespflege: 
 
Zusammenschluss mehrerer Tagespflegepersonen (max. 3 regelmäßig tätige Tagespflege-
personen) zur Betreuung von maximal bis zu 10 gleichzeitig anwesenden Kindern und insge-
samt maximal 16 Betreuungsverhältnisse. Eine Pflegeerlaubnis nach § 43 Abs. 1 SGB VIIII 
ist für jede Tagespflegeperson erforderlich. 
 
Soweit mehr als 8 Kinder in einer Großtagespflegestelle betreut werden, muss gem. Art. 9 
Abs. 2 BayKiBiG eine der Tagespflegepersonen eine pädagogische Fachkraft i. S. d. § 16 
Abs. 2 AVBayKiBiG (Erzieher/in, Sozialpädagoge/in, Kindheitspädagoge/in) sein. 
 
Werden die max. Kinderzahl, Betreuungsverhältnisse oder Tagespflegepersonen überschrit-
ten, handelt es sich nicht mehr um eine Großtagespflegestelle, sondern um eine Einrichtung, 
für die eine Betriebserlaubnis erforderlich ist. 
 
Auch bei einer Großtagespflegestelle ist eine klare Zuordnung von Tagespflegekind und Ta-
gespflegeperson notwendig. 
 
Die zusätzliche teilweise Übernahme von Mietaufwendungen und weiteren Leistungen steht 
im Ermessen des Jugendamtes. Ein Antrag der Tagespflegeperson mit besonderer Begrün-
dung und Nachweis eines erhöhten Sachaufwands ist Voraussetzung für die Entscheidung 
des Jugendamtes. 
 
 

4. Förderung von Großtagespflegestellen: 

 
Es gibt bezüglich der Förderung von Großtagespflegestellen zwei Varianten: 
 

a) Großtagespflege gefördert nach Art. 20 BayKiBiG: 

 
Die Tagespflegepersonen erhalten vom Träger der öffentlichen Jugendhilfe für die von 
ihnen betreuten Kindern jeweils eine laufende Geldleistung gem. § 23 SGB VIII und 
einen Qualifizierungszuschlag gem. § 18 AVBayKiBiG. 
 
Der Förderanspruch nach Art. 18 Abs. 3 BayKiBiG obliegt beim Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe gegenüber dem Freistaat Bayern, wenn die Fördervoraussetzungen des 
Art. 20 BayKiBiG vorliegen. 

 
b) Großtagespflege gefördert nach Art. 20 a BayKiBiG: 

 
Bei Erfüllung der Voraussetzungen des Art. 20 a BayKiBiG wird eine einrichtungsähn-
liche Förderung nach Art. 18 Abs. 2 i.V. m Art. 21 BayKiBiG durch die Aufenthaltsge-
meinden der Kinder sowie Leistungen nach § 23 SGB VIII durch den Träger der öf-
fentlichen Jugendhilfe (Wegfall des Qualifizierungszuschlags) gewährt. Es besteht 
kein Anspruch der Großtagespflege auf Zustimmung zur einrichtungsähnlichen Förde-
rung gegenüber der Aufenthaltsgemeinde bzw. den Aufenthaltsgemeinden. Bei Ver-
weigerung der Zustimmung verbleibt die Variante a).  

 
 

5. Tagespflege von behinderten oder von Behinderung bedrohten Kindern: 

 
Bei der Betreuung von behinderten oder von wesentlicher Behinderung bedrohten Kindern 
muss beachtet werden, dass maximal drei Kinder gleichzeitig (inklusive dem Kind mit Behin-
derung) und in der Großtagespflegestelle maximal sieben Kinder gleichzeitig (inklusive dem 
Kind mit Behinderung) betreut werden. Das betroffene Kind muss zusammen mit anderen 
nicht behinderten Kindern betreut werden, um dem Gedanken der Inklusion Rechnung zu 
tragen. 
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Bevor ein behindertes oder von wesentlich Behinderung bedrohtes Kind von einer Tagespfle-
geperson in Tagespflege aufgenommen wird, ist vorab das Jugendamt über die geplante Auf-
nahme und der genauen Behinderung des Kindes zu informieren. 
 
Es wird auf die Richtlinie zur Förderung der Qualitätssicherung und -entwicklung in Kinderta-
geseinrichtungen, zur Sicherstellung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf und zur Umset-
zung der Inklusion in Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege vom 13.06.2014 ver-
wiesen. 
 
 

6. Gewährung der laufenden Geldleistung: 

 
Der vom Jugendamt vermittelten Kindertagespflegeperson wird auf Antrag der/des/den Per-
sonenberechtigte/n eine laufende Geldleistung gewährt, wenn 

 die Kindertagespflege für das Wohl des Kindes geeignet ist 

 die Kindertagespflege nach Art. 20 oder Art. 20 a BayKiBiG förderfähig ist 

 die Tagespflegeperson eine Erlaubnis nach § 43 SGB VIII besitzt. 

 
6.1 Allgemein: 
 

 Eingewöhnung: 

Die Eingewöhnungsphase richtet sich individuell nach dem Bedarf des Kindes. Es wird 
prinzipiell eine Eingewöhnungsphase von maximal 4 Wochen zu der Hälfte der späteren 
Betreuungszeit gewährt. Etwaiger Mehrbedarf kann bei Rücksprache mit dem Jugendamt 
zusätzlich gewährt werden. 
 
Die Eingewöhnung des Kindes ist für die Eltern kostenfrei und wird von der Tagespflege-
person stundenweise abgerechnet. Die Tagespflegeperson erhält den jeweiligen Stunden-
satz (aus Betrag zur Anerkennung der Förderleistung, Sachaufwand und differenzierten 
Qualifizierungszuschlag) für jede geleistete Eingewöhnungsstunde. 
 

 Nachtzeitenbetreuung: 

Betreuungszeiten in der Nacht (von 20:00 Uhr bis 06:00 Uhr) werden mit 40 % als Betreu-
ungszeit angesetzt. 
 

 Beginn und Ende der Zahlung der Geldleistung: 

Beginnt und endet das Tagespflegeverhältnis innerhalb eines Monats wird das Tagespfle-
geentgelt entsprechend der tatsächlich geleisteten Betreuung abgerechnet (taggenaue 
Abrechnung) 
 

 6.2 Höhe der laufenden Geldleistung: 
 

Das monatliche Tagespflegeentgelt beinhaltet: 

a) Betrag zur Anerkennung der Förderleistung (§ 23 Abs. 2 Nr. 2 SGB VIII) 

b) Pauschale für den Sachaufwand (§ 23 Abs. 2 Nr. 1 SGB VIII) 

c) Differenzierten Qualifizierungszuschlag (§ 18 AVBayKiBiG) 

d) Erhöhungsbetrag bei Kindertagespflege für behinderte oder von Behinderung be-

drohter Kinder (Richtlinie zur Umsetzung der Inklusion in Kindertageseinrichtungen 

und Kindertagespflege vom 13.06.2014) 
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Die laufende Geldleistung nach § 23 SGB VIII umfasst auch: 

e) Gesetzliche Unfallversicherung 

f) Aufwendungen zu einer angemessenen Alterssicherung 

g) Kranken- und Pflegeversicherung 

 
Die unter zu a) – d) genannten Beträge beziehen sich auf eine vierzigstündige Betreu-
ung pro Woche, umgerechnet auf eine 5-Tage-Woche. Bei einer höheren/geringeren 
Stundenanzahl werden die Beträge entsprechend nach oben/unten korrigiert. Bei Kin-
dern, die während eines Kindergartenjahres (September – August) das dritte Jahr voll-
enden, wird das erhöhte Tagespflegeentgelt für unter 3-Jährige bis zum Ende des Kin-
dergartenjahres (August) weitergewährt. Die Höhe der laufenden Geldleistung ergibt 
sich automatisch aus der Fortschreibung des vorläufigen Basiswerts für die BayKiBiG-
Förderung. 
 
 
Zu a) Betrag zur Anerkennung der Förderleistung: 
 
Bei der Höhe der Geldleistung i. S. d. § 23 Abs. 2 Nr. 2 SGB VIII wird als Berechnungsgrund-
lage an die vorläufige Höhe  des Basiswerts der staatlichen Förderung gem. Art. 21 Abs. 3 
Satz 2 BayKiBiG angeknüpft. Auf diesen Betrag werden die Gewichtungsfaktoren nach Art. 
21 Abs. 5 BayKiBiG angewandt. 

Berechnungsbeispiel: 

Höhe des vorl. Basiswerts für die staatliche Förderung 2015: 982,06 €/Jahr 

1071,15 € x Zeitfaktor (2,0) / 12 Monate=  178,53 € (gerundet 179,00 €) 

Kind unter 3 Jahre: 

179,00 € x Gewichtungsfaktor (2,0)=  358,00 € 

Kinder über 3 Jahre: 

179,00 € x Gewichtungsfaktor (1,3)=  232,70 € (gerundet 233,00 €) 

 
 
Zu b) Sachaufwand: 
 
Für die Erstattung der Kosten für den Sachaufwand (§ 23 Abs. 2 Nr. 1 SGB VIII) wird bei einer 
Betreuungszeit von 40 Stunden pro Woche für Ü3 Kinder und Inklusionskinder eine monatli-
che Pauschale i.H.v. 300,- € je Kind als angemessener Betrag gewährt. Bei U3 Kindern be-
trägt die Pauschale 240,- €.  

Mit der Sachaufwandspauschale sind grundsätzlich alle Aufwendungen (inklusive Essens-
geld) abgedeckt. Private Zuzahlungen der Eltern an die Tagespflegeperson sind unzulässig. 
 
 
Zu c) Differenzierter Qualifizierungszuschlag: 
 
Nach § 18 Satz 1 AVBayKiBiG wird zusätzlich ein ausbildungsabhängiger Qualifizierungszu-
schlag als zusätzliche Leistung im Sinn von Art. 20 Satz 1 Nr. 4 BayKiBiG gewährt. 
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Der Qualifizierungszuschlag in Höhe von 10 % oder 20 % errechnet sich aus dem Betrag zur 
Anerkennung der Förderleistung und wird wie folgt differenziert: 
 

Qualifizierungsstufe 1 10 % abgeschlossener Qualifizierungskurs/ 
pädagogische Hilfskraft 

Qualifizierungsstufe 2 20 % Pädagogische Fachkraft 
(Erzieher/in, Sozialpädagoge/in,  
Kindheitspädagoge/in) 

 
Keinen Qualifizierungszuschlag erhalten Kindertagespflegepersonen, welche 
 

 weniger als 100 Stunden Qualifizierung nachweisen können 

 nicht die Bereitschaft haben, an Fortbildungsmaßnahmen im Umfang von mindestens 

jährlich 15 Stunden teilzunehmen 

 sich eigentlich in der Qualifizierungsstufe 1 oder 2 befinden würden, jedoch mit dem 

Kind bis zum 3. Grad verwandt sind 

 Kinder in einer Großtagespflegestelle betreuen und diese die einrichtungsähnliche 

Förderung nach Art. 20 a BayKiBiG erhält 

 
Zu d) Erhöhungsbetrag bei Kindertagespflege für behinderte oder von Behinderung 
bedrohte Kinder: 
 
Soweit die Zugangsvoraussetzungen der Richtlinie zur Förderung der Inklusion vorliegen, er-
halten Tagespflegepersonen, welche Kinder mit (drohender) Behinderung betreuen, ein er-
höhtes Tagespflegegeld, in mindestens der um den Gewichtungsfaktor 4,5 erhöhten staatli-
chen Förderung.  
 

Berechnungsbeispiel:  
 
Höhe des vorl. Basiswerts für die staatliche Förderung 2017: 1071,15 €, Zeitfaktor 2,0 
 
1071,15 € x Zeitfaktor (2,0) x Gewichtungsfaktor (4,5)  9.640,35 € 
1071,15 € x Zeitfaktor (2,0) x Gewichtungsfaktor (1,3)  2.784,99 € 
          __________ 
Erhöhungsbetrag pro Jahr       6.855,36 € 
 
Erhöhungsbetrag pro Monat          571,28 € 
 
gerundet            572,00 €  

 
Soweit die Zugangsvoraussetzungen der o. g. Richtlinien nicht vorliegen, kann vom Amt für 
Jugend und Familie ein erhöhtes Entgelt bis zum 3fachen Satz (muss von der zuständigen 
Fachkraft der Tagespflegestelle genau begründet werden) festgesetzt werden (siehe 6.3.c)). 
 
 
Zu e) Erstattung der Beiträge zur Unfallversicherung: 
Der jährliche Beitrag zur gesetzlichen Unfallversicherung bei der Berufsgenossenschaft für 
Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege (BGW) wird als angemessen angesehen und vom 
Jugendamt erstattet. Die Erstattung erfolgt auch für Zeiten, in denen kein Tagespflegekind 
betreut wurde, die Tagespflegeperson jedoch für die Vermittlung zur Verfügung stand.  

Die Erstattung von nachgewiesenen Aufwendungen für Beiträge zu einer Unfallversicherung 
werden unabhängig von der Zahl der betreuten Kinder nur einmalig gewährt. Wird eine Ta-
gespflegeperson von mehreren Jugendämtern belegt, dann leistet das Jugendamt den Betrag 
zur Unfallversicherung, das zuerst belegt. Werden Unfallversicherungsbeiträge von einem Ju-
gendamt erstattet, muss die Kindertagespflegeperson dies den anderen Jugendämtern an-
zeigen. 
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Zu f) Hälftige Erstattung nachgewiesener Aufwendungen zu einer angemessenen Al-
terssicherung: 
 

Bei gesetzlicher Rentenversicherungspflicht: 

Der gesetzliche Rentenversicherungsbeitrag ist grundsätzlich angemessen und wird monat-
lich hälftig erstattet. 

Private Alterssicherung: 

Als private Alterssicherung anerkannt werden Verträge, bei dem das Altersvorsorgekapital 
frühestens ab dem vollendeten 60. Lebensjahr ausbezahlt wird. 
Als angemessen gilt in der Regel ein Beitrag in Höhe von mtl. 42,60 Euro pro Kind, jedoch 
maximal die Hälfte des tatsächlich geleisteten Beitrags. 
 
Die Erstattung von Beiträgen zur Alterssicherung erfolgt nur für Zeiten, in denen die Tages-
pflegeperson tatsächlich Tagespflegekinder betreut. Wird der Zuschuss nach Vorlage des 
Versicherungsvertrages monatlich ausbezahlt, sind die Zahlungen jeweils zum 31.12. für das 
abgelaufene Jahr nachzuweisen.  
Werden Aufwendungen für eine Alterssicherung erstattet, muss die Tagespflegeperson dies 
den jeweils anderen Jugendämtern anzeigen. 
 
 
Zu g) Hälftige Erstattung nachgewiesener Aufwendungen zu einer angemessenen 
Kranken- und Pflegeversicherung : 
 
Bei nicht familienversicherten Tagespflegepersonen wird in der Regel die Leistung des  Bei-
trags für Personen mit Einkommen bis zur Mindestbemessungsgrundlage als  angemessen 
angesehen und hälftig erstattet. Bei einem darüber hinaus gehenden Beitrag ist die  Ange-
messenheit im Einzelfall zu prüfen.   

Die Erstattung von Beiträgen zur Kranken- und Pflegeversicherung  erfolgt nur für Zeiten,  in 
denen die Tagespflegeperson tatsächlich Tagespflegekinder betreut hat.  
 
 
6. 3 Laufende Geldleistung zu Randzeiten, an Samstagen, Sonn- und Feiertagen und in 
besonders gelagerten Einzelfällen: 
 

Folgende Zuschläge können gewährt werden: 

a) Randzeitenbetreuung: 

 
Gewährung eines bis zu 3fachen Stundensatzes bei kurzfristigen Betreuungen mor-
gens bis 07:30 Uhr und abends ab 17:30 Uhr 
 

b) Betreuung an Samstagen, Sonn- und Feiertagen: 

Gewährung eines 1,5fachen Satzes für die Betreuung an Samstagen, Sonn- und Fei-
ertagen 

c) Betreuung von verhaltensauffälligen Kindern bzw. seelisch behinderten oder 

von einer seelischen Behinderung bedrohten Kinder, bei denen Zuwendungsvo-

raussetzungen der Inklusion nicht vorliegen: 

 
Gewährung eines bis zu 3fachen Satzes (muss von der zuständigen Fachkraft der 
Tagespflegestelle genau begründet werden)  
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7. Weitere Leistungen: 

 
a) Gebühren für die erweiterten Führungszeugnisse der Tagespflegepersonen und 

der in ihrem Haushalt lebenden erwachsenen Personen (soweit für die Personen 

nicht die Gebührenbefreiung wegen Mittellosigkeit in Betracht kommt) 

 
Die Erstattung erfolgt nach Vorlage der jeweiligen Quittung 
 

b) Kosten für die Teilnahme an einer Hygiene-Schulung nach § 4 LMHV bzw. Ver-

ordnung (EG) Nr. 852/2004 sowie eine Belehrung nach § 42 Infektionsschutzge-

setz 

 
c) Fahrtkosten 

 
In begründeten Einzelfällen (z. B. bei fehlender Mobilität der Eltern und gleichzeitig 
erforderlicher Betreuung aus erzieherischen Gründen) können Fahrtkosten der Tages-
pflegeperson zur Betreuung des Kindes im Haushalt der Tagespflegeperson in Höhe 
von 0,10 € je gefahrenen Kilometer übernommen werden, wenn aufgrund geringen 
Einkommens ein Kostenbeitrag der Eltern für die Tagespflegebetreuung  nicht erhoben 
wird. 

 
 

8. Betreuungsfreie Zeiten: 

 
a) Wegen Abwesenheit der Tagespflegeperson: 

 
Da die Kindertagespflegeperson selbstständig tätig ist, besteht kein Anspruch auf Fort-
zahlung der Vergütung im Krankheitsfall bzw. bei sonstiger Abwesenheit der Tages-
pflegeperson. Aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung wird von einer Rückforde-
rung des Pflegegeldes im Umfang von bis zu vier Wochen pro Jahr (20 Arbeitstage) 
abgesehen, falls keine Ersatzkraft benötigt wird. Nach Ablauf der 20 Arbeitstage wird 
das Entgelt und der Kostenbeitrag für jeden weiteren Abwesenheitstag gekürzt. 
 
 

b) Wegen Abwesenheit des Kindes 

 
Bei Krankheit oder bei Abwesenheit des Kindes aus sonstigen Gründen (z. B. Urlaub 
der Eltern) von mehr als 1 Woche (5-Tage-Woche) erfolgt ab dem 6. Tag die Einstel-
lung des Entgelts sowie des Kostenbeitrages bis das Kind wieder gesund ist bzw. wie-
der in Tagespflege betreut wird. 
 

 
9. Sicherstellung einer Ersatzbetreuung: 

 
Bei Krankheit oder sonstiger Abwesenheit der Kindertagespflegeperson wird vom Landkreis 
Deggendorf gem. § 23 Abs. 4 SGB VIII sowie zur Aufrechterhaltung der staatlichen Förderung 
gemäß Art. 20 Nr. 2 BayKiBiG eine Ersatzbetreuung sichergestellt und finanziert. Dies bein-
haltet u. a. auch die Eingewöhnung und Kontaktpflege mit der Ersatzbetreuung als qualitative 
Mindestgrundlage guter Ersatzbetreuung. 
 
Auf das Ersatzbetreuungskonzept des Landkreises Deggendorf in der jeweils geltenden 
Fassung wird verwiesen. 
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10. Kostenbeitrag: 

 
Für die Inanspruchnahme von Angeboten der Förderung von Kindern in Tagespflege erhebt 
der Landkreis Deggendorf als örtlicher Träger der öffentlichen Jugendhilfe Kostenbeiträge 
gem. § 90 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 SGB VIII.  

 
Der Kostenbeitrag ist auf maximal die 1,5fache Höhe des staatlichen Anteils der kindbezoge-
nen Förderung nach Art. 21 BayKiBiG begrenzt. 

 
Auf die Tagespflegekostenbeitragssatzung des Landkreises Deggendorf in der jeweils 
geltenden Fassung wird verwiesen. 
 
 

11. Eignung, Qualifizierung und Fortbildung von Tagespflegepersonen: 

 
Die Eignung von Tagespflegepersonen als Voraussetzung für die Erlaubnis zur Kindertages-
pflege richtet sich nach § 43 Abs. 2 SGB VIII i.V.m. Art. 9 Abs. 2 BayKiBiG. Auch ist § 72a 
SGB VIII zu berücksichtigen, nach dem die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sicherstellen 
sollen, dass von ihnen vermittelte Personen wegen bestimmter Straftaten nicht verurteilt wor-
den sind. Näheres ergibt sich aus den Empfehlungen des Bayerischen Landesjugendamtes 
zu § 72 a SGB VIII. 
 
Die Eignung der Pflegeperson für Kindertagespflege richtet sich nach § 43 Abs. 2 SGB VIII 
bzw. § 23 Abs. 3 SGB VIII. Die Gewährung der laufenden Geldleistung ist darüber hinaus an 
die Teilnahme entsprechender Qualifizierungsmaßnahmen gebunden. Als für die Kinderta-
gespflege qualifiziert sind von vorne herein Personen anzusehen, die über eine berufliche 
Ausbildung mit (sozial-)pädagogischem, erzieherischem oder kinderpflegerischem Schwer-
punkt verfügen.  
 
Die Tagespflegeperson ist außerdem verpflichtet, an themenbezogenen Fort- bzw. Weiterbil-
dungen von mindestens 15 Stunden pro Jahr teilzunehmen. Die Teilnahme ist nachzuweisen. 
 

12. Inkrafttreten: 

 
Die Richtlinien gelten rückwirkend ab 01.01.2017. Die Richtlinien des Landkreises Deggen-
dorf für die Förderung von Kindern in Kindertagespflege vom 10.12.2015 treten zum 
31.12.2016 außer Kraft. 

 
 

Hinweis:  
 
Das Ersatzbetreuungskonzept des Landkreises Deggendorf kann beim Sachgebiet 53 des 
Landratsamtes Deggendorf während der üblichen Öffnungszeiten eingesehen werden. 
 
 
Deggendorf, den 20.06.2017 

 
gez. 

 
Christian Bernreiter 
L a n d r a t  
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Bekanntmachung 
der Haushaltssatzung des Schulverbandes Buchhofen 

für das Haushaltsjahr 2017 
 
__________________________________________________________________ 
 
 
Aufgrund der Art. 9 Abs. 9 BaySchFG, Art. 40 Abs. 1 Satz 1 KommZG sowie der Art. 63 ff.GO erlässt 
der Schulverband Buchhofen folgende Haushaltssatzung, die hiermit gemäß Art.9 Abs. 9 BaySchFG 
i.V.m. Art. 24 Abs. 1 Satz 2 KommZG amtlich bekanntgemacht wird: 
 

I. 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2017 wird hiermit festgesetzt; er schließt 
 
im Verwaltungshaushalt        in den Einnahmen und Ausgaben mit                          85.000 € 
und 
im Vermögenshaushalt         in den Einnahmen und Ausgaben mit                           22.500 € 
 
ab. 
 

§ 2 
 
Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen sind nicht vorgesehen. 
 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 
 
 

§ 4 
 

Schulverbandsumlage 
 
     1. Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf (Umlagesoll) zur Finanzierung von  
         Ausgaben im Verwaltungshaushalt wird für das Haushaltsjahr 2017 auf  47.400,00 €  
         festgesetzt und nach der Zahl der Verbandsschüler auf die Mitglieder des Schulverbandes  
         umgelegt  (Verwaltungsumlage). 
          
      2. Für die Berechnung der Verwaltungsumlage wird die maßgebende Schülerzahl nach dem                                                                                                                                                                              
          Stand vom 1.Oktober 2016 auf  35  Verbandsschüler festgesetzt. 
 
      3. Die Verwaltungsumlage wird je Verbandsschüler auf  1.354,29 €  festgesetzt. 
 
      4. Eine Investitionsumlage wird nicht erhoben.                                                                                                                                                          

 
 

§ 5 
 
Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan werden nicht be-
ansprucht. 
 
 

§ 6 
 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2017 in Kraft. 
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II. 

 
Die Haushaltssatzung enthält keine nach Art. 9 Abs. 9 BaySchFG, Art. 40 KommZG i.V.m. den Art. 
71 Abs. 2 und 67 Abs. 4 der Gemeindeordnung genehmigungspflichtigen Teile. 
 
 

III. 
 
Die Haushaltssatzung liegt mit ihren Anlagen während des ganzen Jahres in der Geschäftsstelle 
der Verwaltungsgemeinschaft Moos, Graf-Ulrich-Philipp-Platz 1, 94554 Moos, während der allge-
meinen Geschäftsstunden öffentlich zur Einsichtnahme bereit. Der Haushaltsplan wird vom    03. 
Juli 2017 bis einschließlich 21. Juli 2017 öffentlich aufgelegt (Art. 9 Abs. 9 BaySchFG, Art. 24, 26 
Abs. 1 und 40 KommZG, Art. 65 Abs. 3 GO, § 4 BekV). 

 
 
 
Moos, den  30. Juni 2017 
 
 
gez. 
Friedberger 
Schulverbandsvorsitzender 
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Bekanntmachung 
der Haushaltssatzung des Schulverbandes Moos-Thundorf 

für das Haushaltsjahr 2017 
 

 
Aufgrund der Art. 9 Abs. 9 BaySchFG, Art. 40 Abs. 1 Satz 1 KommZG sowie der Art. 63 ff.GO erläßt 
der Schulverband Moos-Thundorf folgende Haushaltssatzung, die hiermit gemäß Art.9 Abs. 9 
BaySchFG i.V.m. Art. 24 Abs. 1 Satz 2 KommZG amtlich bekanntgemacht wird: 
 
 

I. 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2017 wird hiermit festgesetzt; er schließt 
 
im Verwaltungshaushalt        in den Einnahmen und Ausgaben mit                        124.300 € 
und 
im Vermögenshaushalt          in den Einnahmen und Ausgaben mit                          29.000 € 
 
ab. 
 

§ 2 
 
Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen sind nicht vorgesehen. 
 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 
 
 

§ 4 
 

Schulverbandsumlage 
 
     1. Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf (Umlagesoll) zur Finanzierung von  
         Ausgaben im Verwaltungshaushalt wird für das Haushaltsjahr 2017 auf  79.550,00 €  
         festgesetzt und nach der Zahl der Verbandsschüler auf die Mitglieder des Schulverbandes  
         umgelegt  (Verwaltungsumlage). 
          
      2. Für die Berechnung der Verwaltungsumlage wird die maßgebende Schülerzahl nach dem                                                                                                                                                                              
          Stand vom 1.Oktober 2016 auf  70  Verbandsschüler festgesetzt. 
 
      3. Die Verwaltungsumlage wird je Verbandsschüler auf  1.136,43 €  festgesetzt. 
 
      4. Eine Investitionsumlage wird nicht erhoben.                                                                                                                                                          
          
 
  

§ 5 
 
Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan werden nicht be-
ansprucht. 
 
 

§ 6 
 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2017 in Kraft. 
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II. 

 
Die Haushaltssatzung enthält keine nach Art. 9 Abs. 9 BaySchFG, Art. 40 KommZG i.V.m. den Art. 
71 Abs. 2 und 67 Abs. 4 der Gemeindeordnung genehmigungspflichtigen Teile. 
 
 
 

III. 
 
Die Haushaltssatzung liegt mit ihren Anlagen während des ganzen Jahres in der Geschäftsstelle der 
Verwaltungsgemeinschaft Moos, Graf-Ulrich-Philipp-Platz 1, 94554 Moos, während der allgemeinen 
Geschäftsstunden öffentlich zur Einsichtnahme bereit. Der Haushaltsplan wird vom     03. Juli 2017  
bis einschließlich  21. Juli 2017  öffentlich aufgelegt (Art. 9 Abs. 9 BaySchFG, Art. 24, 26 Abs. 1 und 
40 KommZG, Art. 65 Abs. 3 GO, § 4 BekV). 
 
 
 
Moos, den  30. Juni 2017 
 
 
 
 
gez. 
Hans Jäger 
Schulverbandsvorsitzender 
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Bekanntmachung Haushaltssatzung 

des Mittelschulverbandes Schöllnach 

(Landkreis Deggendorf) 

für das Haushaltsjahr 2017 
 

Auf Grund der Art. 9 Abs. 7 des Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes – BaySchG -, Art. 40 Abs. 

1 KommZG,  sowie der Art. 63 ff. der Gemeindeordnung erlässt der Schulverband folgende Haus-

haltssatzung, die hiermit gem. Art. 9 Abs. 9 BaySchFG i. V. mit Art. 24 Abs. 1 Satz 2 KommZG amt-

lich bekannt gemacht wird: 

 

§ 1 

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2017 wird hiermit festgesetzt;  
er schließt  

im Verwaltungshaus-

halt  in den Einnahmen und Ausgaben mit  425.250,00 € 

und     

im Vermögenshaushalt  in den Einnahmen und Ausgaben mit  18.800,00 € 

ab.     

 

§ 2 

  

Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen sind 
nicht vorgesehen. 
 

 

  

§ 3 

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht 
festgesetzt. 

 

  

§ 4 1) 

(1) Verwaltungsumlage  

1. Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf (Umlagesoll) zur Finanzierung von  
Ausgaben im Verwaltungshaushalt wird für das Haushaltsjahr 2017 auf  307.300,00 €  
festgesetzt und nach der Zahl der Verbandsschüler auf die Mitglieder des Schulverbandes 
umgelegt (Verwaltungsumlage). 

 
2. Für die Berechnung der Schulverbandsumlage wird die maßgebende Schülerzahl nach  

dem Stand vom 01. Oktober 2016 auf 123 Verbandsschüler festgesetzt. 

 
3. Die Verwaltungsumlage wird je Verbandsschüler auf  2.498,3740 €  festgesetzt. 

4. Die Umlage ist mit je 1/12 am Ende eines Monats zur Zahlung fällig. 

1) Die Berechnung und die Höhe der Schulverbandsumlage (Verwaltungsumlage und Investition-
sumlage) für die einzelnen Mitglieder des Schulverbandes sind auf den Seiten 5 und 6 dieses Haus-
haltsplans dargestellt. 
 
 

(2) Investitionsumlage 

Eine Investitionsumlage wird nicht erhoben. 
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§ 5  

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben 
nach dem Haushaltsplan wird auf  

70.000,00 € 

festgesetzt. 
 

  

  

§ 6  

Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen.  

  

§ 7  

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2017 in Kraft. 

 

II. 

Die Haushaltssatzung enthält keine genehmigungspflichtigen Bestandteile. 

 

III. 

Der Haushaltsplan liegt gemäß Art.9 Abs. 9 BaySchFG i. V. mit Art. 40 Abs. 1,   
Art. 26 Abs. 1 Satz 1 KommZG und Art. 65 Abs. 3 Satz 3 GO in der Zeit vom 
03.07.2017 bis einschließlich 17.07.2017 in der Geschäftsstelle der Verwaltungs-
gemeinschaft Schöllnach, Marktplatz 12, 94508 Schöllnach, Zimmer Nr. 9 wäh-
rend der allgemeinen Geschäftsstunden öffentlich zur Einsichtnahme auf. 
 
 
 
Schöllnach, 28.06.2017 

Mittelschulverband Schöllnach 
gez. 
 

O s w a l d  
Schulverbandsvorsitzender 
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Sparkasse Deggendorf 
 
 
 
 
 

Aufgebotsverfahren 
 
 
 
 
 

Die Sparkassenurkunden 
 
 
 

Nr. 3785042825 
Nr. 3785194766 

 
 
 
 
ausgestellt von der Sparkasse Deggendorf sind in Verlust geraten. Gemäß Art. 35 AGBGB 
werden die Sparkassenurkunden hiermit aufgeboten und die Inhaber aufgefordert, binnen 
einer Frist von 3 Monaten ihre Rechte unter Vorlage der Sparkassenurkunde anzumelden. 
Wenn innerhalb dieser Zeit keine Rechte angemeldet werden, werden die Sparkassenur-
kunden für kraftlos erklärt. 
 
 
 
Deggendorf, 20.06.2017 
gez.  
 
 
Sparkasse Deggendorf 
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Sparkasse Deggendorf 
 
 
 
 
 
 
 

Kraftloserklärung 
 
 
 
 
 
Die Sparurkunden 
 
 
 
 

Nr. 4582539161 

Nr. 4582450021 
 
 
 
 
 
werden gem. Art. 39 AGBGB für kraftlos erklärt. 
 
 
 
 
Deggendorf, 29.05.2017; 16.06.2017 
 
 
Sparkasse Deggendorf 
 
 
 
 

 
 


